
in den Betrieben und Verwaltungen einer abschließen­
den Klärung bedarf. Die Behandlung der Pfändungen 
des Arbeitseinkommens während der Krankheit des 
Schuldners ist bei den Drittschuldnern ungleichmäßig 
und unsicher und veranlaßt häufige Rückfragen beim 
Vollstreckungsgericht; sehr häufig werden Pfändungen 
während einer Krankheit des Schuldners überhaupt 
nicht durchgeführt, was zu Regreßansprüchen führen 
kann.

Die Unsicherheit entstand durch die Regelung der 
§§ 26 und 27 der VO über die Wahrung der Rechte der 
Werktätigen vom 20. Mai 1952. Erstmalig in der Ge­
schichte unseres Arbeitsrechts wurde durch diese Be­
stimmungen den Werktätigen für die Dauer von 6 Wo­
chen bei Krankheit, bei Betriebsunfall bis zur Wieder­
herstellung der Arbeitsfähigkeit bzw. zum Eintritt der 
Invalidität, gesetzlich ein Einkommen von 90% ihres 
Nettoverdienstes dadurch garantiert, daß dem Arbeiter 
oder Angestellten durch die Beschäftigungsstelle der 
Differenzbetrag zwischen dem Krankengeld der Sozial­
versicherung und 90% des Nettoverdienstes als „Lohn­
ausgleich“ zu zahlen ist.

Eine unmittelbare gesetzliche Bestimmung, wie dieser 
Lohnausgleich im Falle der Lohnpfändung zu behandeln 
ist, fehlt jedoch. Vor der genannten gesetzlichen Neu­
regelung wurde im Schrifttum die Zusammenrechnung 
von Bezügen aus der Sozialversicherung und Arbeits­
einkommen abgelehnt (vgl. z. B. Stein-Jonas ZPO,
16. Auflage, Anm. V I I I ,  2 zu § 11 LohnpfVO). Das 
Kreisgericht würdigt die seit der VO vom 20. Mai 1952 
veränderte Lage rechtlich richtig dahin, daß es die 
Summe von Krankengeld und Lohnausgleich als „das 
Arbeitseinkommen“ betrachtet und dabei außer acht 
läßt, daß dieses Einkommen zum Teil vom Betrieb, 
zum Teil von der Sozialversicherung gezahlt wird. Da­
gegen verkennt das Kreisgericht, daß das Krankengeld 
für sich allein auch nach der Verordnung vom 20. Mai 
1952 bedingt pfändbar ist (§ 11 Abs. 4 LohnpfVO, § 119 
RVO, § 69 VSV).

Während das Krankengeld allein in der Regel nur 
den notwendigen Lebensunterhalt deckt, wird dem 
Schuldner nach der VO vom 20. Mai 1952 sein tatsäch­
liches Einkommen bis auf eine Kürzung von 10% ge­
sichert, so daß er seine Lebenshaltung nur unwesent­
lich einschränken muß. Es kann daher mit Recht von 
ihm erwartet werden, daß er auch während der Lohn­
ausgleichszahlung seine Verbindlichkeiten weiter er­
füllt. Eine rechnerische Überprüfung ergibt, daß sich der 
pfändbare Betrag verhältnismäßig stärker vermindert 
als das Nettoeinkommen während der Krankheits­
dauer. Wollte man Krankengeld und Lohnausgleich 
nicht zusammenrechnen, so würde sich der Lebens­
stand des Schuldners gegenüber der Zeit vor der Ar­
beitsunfähigkeit erhöhen — ein nicht erwünschtes 
Ergebnis. Es darf auf diese Weise kein Anreiz zu 
einer nicht berechtigten Ausdehnung der Krankheits­
dauer gegeben werden.

Die Folge der Auffassung des Kreisgerichts ist, daß 
es nicht jeweils eines besonderen Beschlusses des Voll­
streckungsgerichts bedarf, um den Drittschuldner zur 
Zusammenrechnung zu veranlassen. Es dürfte sich aber 
empfehlen, einen entsprechenden Vermerk in den Vor­
druck des Pfändungsbeschlusses aufzunehmen. Die Höhe 
des Krankengeldes ist dem Drittschuldner auch dann be­
kannt, wenn er nicht selbst im Auftrag der Sozialver­
sicherung die Auszahlung vornimmt — und er berech­
net die Höhe des Lohnausgleichs auf Grund dieser 
Kenntnis. Daher ist die Mithilfe des Vollstreckungs­
gerichts überflüssig, wie sie sonst gemäß § 7 Z i f f .  2 
LohnpfVO vorgesehen ist.

Der Entscheidung ist daher beizutreten.
Justitiar Heinz G r a f ,  Bischofswerda

§84 RAGebO.
1. „Angemessener“ Anwaltskostenvorschuß im Sinne 

des § 84 RAGebO bedeutet nicht, daß der Vorschuß in 
der voraussichtlichen ganzen Höhe der Ansprüche des 
Anwalts wegen Gebühren und Auslagen gezahlt werden 
muß.

2. Die Forderung, Anwaltsgebühren müßten in vollem 
Umfange durch Vorschußzahlung gesichert werden, ent­
spricht nicht unserer Rechtsauffassung.

BG Erfurt, Beschl. vom 22. September 1953 — T 302/53.

A u s d e n G r ü n d e n :
Der Umfang der Prozeßkostenvorschußpflicht des 

Ehemannes ist, abgesehen von der Frage seiner Lei­
stungsfähigkeit, abhängig von dem Umfang der Vor­
schußpflicht, die für die Ehefrau im Verhältnis zu ih­
rem Prozeßvertreter besteht. Geht man von der Rich­
tigkeit der Gebührenberechnung aus, die der Anwalt 
der Ehefrau in seinem Schriftsatz vom 25. März 1953 
aufgestellt hat, so ergibt sich für ihn einschließlich der 
Nebenansprüche ein Gesamtgebührenanspruch von zur 
Zeit etwa 530 DM. Unstreitig hat der Ehemann be­
reits 236 DM gezahlt. Der Senat sieht diesen Betrag 
als ausreichenden und angemessenen Vorschuß im Sinne 
des § 84 RAGebO an und folgt hierbei im wesentlichen 
den Erwägungen, die das Bezirksgericht Leipzig in 
seinem Beschlüsse vom 10. Dezember 1952 (NJ 1953 S. 
58) angestellt hat. Es ist dem Senat bekannt, daß in 
früheren Kommentaren zur RAGebO eine abweichende 
Auffassung vertreten und davon ausgegangen wird, daß 
der § 84 RAGebO eine Sicherung des Anwalts bezwecke, 
und zwar hinsichtlich seiner vollen Gebühren, daß der 
Anwalt infolgedessen befugt sei, im Laufe des Rechts­
streits mehrfach Vorschuß zu verlangen, und daß dieses 
Recht dem Umfang nach nur insofern begrenzt sei, als 
die in Frage kommenden Gesamtgebühren nicht über­
schritten werden dürften. Der Senat vermag dieser Auf­
fassung nicht beizutreten. Sie kann auch aus dem Wort­
laut des Gesetzes nicht hergeleitet werden. Nichts 
zwingt dazu, als Maßstab für die „Angemessenheit“ im 
Sinne des § 84 RAGebO die „Voraussehbarkeit“ der in 
Frage kommenden Gesamtgebühren gelten zu lassen 
und auf diese Weise gegebenenfalls dem Anwalt einen 
Vorschuß auch in Höhe seiner Gesamtgebühren zuzu­
billigen. Was „angemessen“ ist, kann immer nur im 
einzelnen Falle beurteilt werden. Es darf aber dabei 
nicht übersehen werden, worauf mit Recht auch das 
Bezirksgericht Leipzig in seiner oben erwähnten Ent­
scheidung hinweist, daß das Wort „Vorschuß“ an sich 
schon begrifflich eine Beschränkung in umfangmäßiger 
Hinsicht enthält dergestalt, daß ein „Vorschuß“ immer 
nur einen Teil des Ganzen bilden kann, dieses Ganze 
also nicht erschöpfen darf. Aus diesen Erwägungen her­
aus hat sich auch die Gerichtspraxis herausgebildet, dem 
Anwalt üblicherweise, mit Abweichungen nach oben 
oder unten im Einzelfalle, einen Vorschuß von 1% bis 
2 Gebühren zuzubilligen. In der Tat würde eine Be­
messung des Vorschusses nach der vollen Höhe der vor­
aussichtlichen vollen künftigen Leistung die Vorschrift 
des § 85 RAGebO, wonach die Gebühren des Anwalts 
erst bei Beendigung der Instanz oder des Auftrages 
fällig werden, praktisch gegenstandslos machen. Diese 
Vorschrift würde alsdann höchstens noch Bedeutung 
haben als Maßstab für die zeitliche Berechnung von 
Verzugszinsen, falls der Anwalt im Einzelfall von sei­
nem Vorschußrecht keinen Gebrauch gemacht hat und 
später genötigt ist, seinen Gebührenanspruch im Klage­
wege geltend zu machen. Im übrigen aber würde die 
Festsetzung der Fälligkeit der Gebühren bedeutungslos 
werden, wenn es möglich sein sollte, sie im vollen Um­
fange auf dem Wege von Vorschüssen hereinzuholen. 
Dem Gedanken der „Sicherung“, den die Erläuterungs­
bücher betonen, ist folgendes entgegenzuhalten: Das 
gesamte Schuldrecht wird von dem Grundsatz be­
herrscht, daß, abgesehen von vertraglichen Sonderver­
einbarungen, der Gegenwert für eine Leistung erst 
nach Vollendung dieser Leistung, äußerstenfalls Zug 
um Zug, zu entrichten ist, also von dem Gedanken 
des Leistungsaustausches (§§ 320 ff. BGB). Da, wo das 
Gesetz in vereinzelten Ausnahmevorschriften Abwei­
chendes bestimmt, z. B. §§ 669, 675 BGB, handelt es sich 
um einen Ausgleich für „erforderliche Aufwendungen“, 
also um einen Tatbestand, der für die vorliegenden 
Betrachtungen der Regel nach nicht in Frage stehen 
dürfte. Gegenstand eines Anwaltsmandats ist in der 
Regel die Vertretung in einem Prozeßverfahren. Die 
dem Anwalt obliegende Leistung ist erst mit der Be­
endigung der Instanz oder des Auftrages abgeschlossen. 
Hieran vermag auch der Umstand nichts zu ändern, daß 
seine Tätigkeit gebührenmäßig in verschiedene Ab­
schnitte aufgegliedert wird. Der erwähnte allgemeine 
Grundgedanke liegt offenbar auch der Vorschrift des 
§ 85 RAGebO zugrunde. Bestimmt hat es nicht der 
Absicht des Gesetzgebers entsprochen, Möglichkeiten 
zur Umgehung dieses Grundsatzes durch die Vorschrift 
des § 84 RAGebO zu schaffen.
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